Stadt Radolfzell am Bodensee

- Lesefassung -

Hinweis: Die Satzung sowie die Anderungssatzungen sind hier zur besseren
Lesbarkeit zusammengefasst. Rechtsverbindlich sind sie nur in der Fassung, die
sie durch die vorgeschriebene 6ffentliche Bekanntmachung erhalten haben.

Satzung uber die Erhebung von Gebuhren fiir 6ffentliche Leistungen
(Verwaltungsgebihrensatzung)

vom 19.06.2006, gedndert durch Anderungssatzungen vom 28.11.2006, 27.11.2007,
18.05.2010, 12.06.2012, 10.11.2015, 08.12.2015, 22.03.2016, 06.12.2016, 08.05.2018,
21.04.2020, 29.11.2022, 13.12.2022

»2Aufgrund von § 4 der Gemeindeordnung fir Baden-Wirttemberg (GemO), der §§ 2 und 11 des
Kommunalabgabengesetzes (KAG) und § 4 Abs. 3 des Landesgebihrengesetzes (LGebG) in
der Fassung des Gesetzes zur Neuregelung des Geblhrenrechts vom 14. Dez. 2004 (GBI. S.
985) hat der Gemeinderat am 19.06.2006 folgende Satzung beschlossen:®

§1 Gebuhrenpflicht

Die Stadt Radolfzell erhebt fur offentliche Leistungen, die sie auf Veranlassung oder im
Interesse Einzelner vornimmt, Gebuhren nach dieser Satzung (Verwaltungsgebuhren), soweit
nicht Bundesrecht oder Landesrecht etwas anderes bestimmen. Unberthrt bleiben
Bestimmungen Uber Verwaltungsgebihren in besonderen Gebilhrensatzungen der Stadt.

§2 Gebiuhrenfreiheit

(1)Fur die sachliche Gebuhrenfreiheit gelten die Bestimmungen des § 9 Landesgebuhrengesetz
entsprechend. Fur die personliche Gebuhrenfreiheit gelten die Bestimmungen des § 10 Absatz
1 Satze 1 und 2 sowie Absatz 2, 5 und 6 des Landesgebiihrengesetzes entsprechend, soweit
Gegenseitigkeit besteht.

(2) Soweit die Stadt Aufgaben einer unteren Verwaltungsbehodrde oder einer unteren
Baurechtsbehorde wahrnimmt, gilt flr die personliche Gebihrenfreiheit auRerdem § 10 Abs. 3
bis 6 des Landesgebiihrengesetzes entsprechend.

(3) Verwaltungsgebihren werden nicht erhoben fir Verfahren, die von der Stadt ganz oder
Uberwiegend nach den Vorschriften der Abgabenordnung durchzufiihren sind, mit Ausnahme
der Entscheidung Uber Rechtsbehelfe.

(4) Weitere spezialgesetzliche Geblihrenbefreiungstatbestande bleiben unberihrt.

(5)Fur die Bearbeitung von Zuschussantragen fir die von der Stadt selbst finanzierten
Zuschusse wird keine Verwaltungsgebthr erhoben.®
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§3 Gebiihrenerleichterungen

Die Gebuhren kénnen niedriger oder es kann von der Festsetzung der Gebihren ganz
abgesehen werden, wenn die Festsetzung der Gebihr nach Lage des einzelnen Falles unbillig
ware.

§4 Gebihrenschuldner
(1) Zur Zahlung der Verwaltungsgebihren und Auslagen ist derjenige verpflichtet

1. dem die 6ffentliche Leistung zuzurechnen ist,

2. der die Gebuhren- und Auslagenschuld der Stadt gegentiber durch schriftliche Erklarung
ubernommen hat,

3. der fur die Gebuhren- und Auslagenschuld eines anderen kraft Gesetzes haftet.

(2) Mehrere Gebuhren- und Auslagenschuldner haften als Gesamtschuldner.

§5 Gebiuihrenhéhe

(1) Die Hbhe der Verwaltungsgebiihren richtet sich nach dem dieser Satzung beigefiigten
Gebuhrenverzeichnis. Das Gebuhrenverzeichnis ist Bestandteil der Satzung. Fur o6ffentliche
Leistungen, fur die im Gebuhrenverzeichnis weder eine Verwaltungsgebihr bestimmt noch
Gebuhrenfreiheit vorgesehen ist, ist eine Gebuhr von 5,00 € bis 10.000,00 € zu erheben.

(2) Ist eine Verwaltungsgebuhr innerhalb eines Gebuhrenrahmens zu erheben, bemisst sich
ihre H6he nach dem Verwaltungsaufwand, sowie nach der wirtschaftlichen oder sonstigen
Bedeutung fir den Gebuhrenschuldner.

(3) Ist eine Verwaltungsgebihr nach dem Wert des Gegenstandes zu berechnen, so ist der
Verkehrswert zur Zeit der Beendigung der Leistung maligebend. Der Geblihrenschuldner hat
auf Verlangen den Wert des Gegenstandes nachzuweisen. Bei Verweigerung oder
ungenugender Fuhrung des Nachweises hat die Behorde den Wert auf Kosten des
Gebuhrenschuldners zu schatzen. Sie kann sich hierbei Sachverstandiger bedienen.

(4) Wird der Antrag auf Erbringung einer offentlichen Leistung abgelehnt, wird eine
Verwaltungsgebuhr in Hohe von einem Zehntel bis zum vollen Betrag der Gebuhr, mindestens
5,00 € erhoben. Wird der Antrag ausschliel3lich wegen Unzustandigkeit abgelehnt, wird keine
Gebuhr erhoben.

(5) Wird der Antrag auf Erbringung einer offentlichen Leistung mit dessen sachlicher
Bearbeitung begonnen ist, vor Erbringung der offentlichen Leistung zuriickgenommen oder
unterbleibt die offentliche Leistung aus sonstigen, vom Schuldner zu vertretenden Grinden, so
wird je nach dem Stand der Bearbeitung ein Zehntel bis zur Halfte der vollen Gebuhr erhoben.
Die Mindestgebuhr betragt 5,00 €.

(6) Soweit die Leistungen, die den in dieser Satzung festgelegten Geblhren zugrunde liegen,

umsatzsteuerpflichtig sind, tritt zur Verwaltungsgebihr noch die Umsatzsteuer (Mehrwertsteuer)
in der im Umsatzsteuergesetz jeweils festgelegten Héhe.
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§6 Entstehung der Gebiihr
(1) Die Gebuhrenschuld entsteht mit der Beendigung der offentlichen Leistung.

(2) Bei Zuricknahme eines Antrages nach § 4 Absatz 5 dieser Satzung entsteht die
Gebuhrenschuld mit der Zuriicknahme, in den anderen Fallen des § 4 Absatz 4 Satz 1 dieser
Satzung mit der Beendigung der 6ffentlichen Leistung.

§7 Falligkeit, Zahlung

(1) Die Verwaltungsgebuhr wird durch schriftlichen oder mindlichen Bescheid festgesetzt und
ist mit der Bekanntgabe der Gebuhrenfestsetzung an den Schuldner fallig.

(2) Die Erbringung einer offentlichen Leistung, die auf Antrag erbracht wird, kann von der
Zahlung eines Vorschusses oder von der Leistung einer Sicherheit bis zur Hohe der
voraussichtlich entstehenden Gebihren und Auslagen abhangig gemacht werden. Dem
Antragsteller ist eine angemessene Frist zur Zahlung des Vorschusses oder zur Leistung der
Sicherheit zu setzen. Die Stadt kann den Antrag als zurickgenommen behandeln, wenn die
Frist nicht eingehalten wird und der Antragsteller bei der Anforderung des Vorschusses oder der
Sicherheitsleistung hierauf hingewiesen worden ist.

(3) Ausfertigungen, Abschriften sowie zurilickzugebende Urkunden, die aus Anlass der
offentlichen Leistung eingereicht worden sind, kénnen bis zur Bezahlung der festgesetzten
Gebuhren und Auslagen zuriickbehalten werden.

§8 Auslagen

(1) In der Verwaltungsgebuhr sind die der Stadt erwachsenen Auslagen inbegriffen.
Ubersteigen die Auslagen das lbliche MaR erheblich, werden sie gesondert in der tatséchlich
entstandenen Hoéhe festgesetzt. Dies gilt auch dann, wenn fir eine 6ffentliche Leistung keine
Gebuhr erhoben wird.

(2) Auslagen nach Abs. 1 Satz 2 sind insbesondere
a) Gebuhren fir Telekommunikation,
b) Reisekosten,
c) Kosten offentlicher Bekanntmachungen,
d) Vergutungen fur Zeugen und Sachverstandige sowie sonstige Kosten der
Beweiserhebung,
e) Vergutungen an andere juristische oder naturliche Personen fir Leistungen und
Lieferungen,
f) Kosten der Beférderung und Verwahrung von Personen und Sachen.

3) Auf die Erstattung von Auslagen sind die fir Verwaltungsgebihren geltenden Vorschriften
entsprechend anzuwenden. Der Anspruch auf Erstattung der Auslagen entsteht mit der
Aufwendung des zu erstattenden Betrags.

§9 Schlussvorschriften

(Diese Satzung trat erstmals am 01.07.2006, die letzte Anderungssatzung zum 01.01.2023 in
Kraft.)
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Radolfzell am Bodensee, 13.12.2022

Simon Groger
Oberblrgermeister

Seite-4-



	- Lesefassung -
	sie durch die vorgeschriebene öffentliche Bekanntmachung erhalten haben.
	Satzung über die Erhebung von Gebühren für öffentliche Leistungen

